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Niederschrift 
über die 5. öffentliche Sitzung 
des Ausschusses für Soziales, Integration und Digitalisierung 
am Donnerstag, 11. Juli 2024, 17:00 Uhr 
im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 
 
 

Anwesende:  
 

Mitglieder 
Norbert Sprafke, Vorsitzender, SPD 
Annette Knieling, 1. stellvertretende Vorsitzende, CDU 
Mustafa Gündar, 2. stellvertretender Vorsitzender, B90/Grüne 
Ruth Fürsch, Mitglied, B90/Grüne (Vertretung für Frau Anja Lipschik) 
Natalie Sperl, Mitglied, B90/Grüne 
Mirko Düsterdieck, Mitglied, SPD (Vertretung für Frau Esther Kalveram) 
Petra Ullrich, Mitglied, SPD 
Christoph Frank, Mitglied, CDU 
Natalie Paschenko, Mitglied, CDU 
Ali Timtik, Mitglied, parteilos (Vertretung für Frau Jenny Schirmer) 
Thorsten Burmeister, Mitglied, FDP 
Norbert Hansmann, Mitglied, AfD 
 

Teilnehmer mit beratender Stimme 
Semra Yazicioglu, Vertreterin des Ausländerbeirates 
Helga Engelke, Vertreterin des Seniorenbeirates (Vertretung für Herr Dr. Reinhardt Hüppe) 
Kristina Quanz, Vertreterin des Behindertenbeirates 
 

Magistrat 
Dr.-Ing. Norbert Wett, Stadtrat, CDU 
 
Schriftführung 
Feyza Tanyeri, Büro der Stadtverordnetenversammlung 
 
Entschuldigt: 
Jennifer Rieger, Stadtverordnete, Die PARTEI 
 
Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 
Eva del Coz, sozialer Friedensdienst Kassel 
Yasmin Strelczuk, sozialer Friedensdienst Kassel 
Thomas Aleschewsky, Eingabesteller 
Anna Weyh, HNA 
Yasemin Yazicioglu, Ausländerbeirat 
Anja Deiß-Fürst, Sozialamt 
Denis Müller, Sozialamt 
Constanze Wüstefeld, Dezernat Bürgerangelegenheiten, Soziales, Digitalisierung 
und Tourismus 
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Tagesordnung: 
 
1. Ausbildungs- und Arbeitsmarktstrategie der Stadt Kassel         101.19.1127 
2. Vorstellung Angebot sozialer Friedensdienst                                 101.19.1128 
3. Berichtsantrag Sozialwirtschaft integriert                                      101.19.1148 
4. Einführung einer sog. Bezahlkarte 

(Asylbewerberleistungsgesetz -AsylbLG-) 
101.19.1112 

5. Beteiligungsformate für den Seniorenbeirat und den 
Behindertenbeirat bei Projekten die eine Neuanschaffung 
von Sitzgelegenheiten im öffentlichen Raum beinhalten. 

101.19.1176 

6. Umsetzung Wohnraumversorgungskonzept 101.19.1197 
 
 
Vorsitzender Sprafke eröffnet die mit der Einladung vom 3. Juli 2024 
ordnungsgemäß einberufene 5. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Soziales, 
Integration und Digitalisierung, begrüßt die Anwesenden und stellt die 
Beschlussfähigkeit fest. 
 
Zur Tagesordnung 
 
Vorsitzender Sprafke teilt mit, dass der Tagesordnungspunkt 6 betr. Umsetzung 
Wohnraumversorgungskonzept, 101.19.1197, auf Antrag der Fraktion B90/Grüne, 
aus dem Ausschuss für Soziales, Integration und Digitalisierung zurückgezogen 
und in den Ausschuss für Stadtentwicklung, Mobilität und Verkehr überwiesen 
wurde. Der Tagesordnungspunkt wird von der Tagesordnung abgesetzt.  
 
Stadtrat Dr. Wett beantragt, den Tagesordnungspunkt 2 betr. Vorstellung Angebot 
sozialer Friedensdienst, 101.19.1128 vor Tagesordnungspunkt 1 zu behandeln. 
Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.  
 
Vorsitzender Sprafke stellt die so geänderte Tagesordnung fest. 
 
 
 

1. Ausbildungs- und Arbeitsmarktstrategie der Stadt Kassel 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 24. Juni 2024 
Bericht des Magistrats 
- 101.19.1127 - 

 
Beschluss 

 
Der Magistrat wird aufgefordert, die Ausbildungs- und Arbeitsmarktstrategie 
2024 der Stadt Kassel in einer der nächsten Sitzungen des Ausschusses für 
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Umsetzung zu berichten. 

 
Stadtrat Dr. Wett berichtet über die Fokussierung, die Arbeitslosenquote 2024-
2022, den Fachkräftebedarf durch Renteneintritte und die Fokusgruppen und 
beantwortet die sich anschließenden Fragen der Ausschussmitglieder. Der Bericht 
wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
2. Vorstellung Angebot sozialer Friedensdienst 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 24. Juni 2024 
Bericht des Magistrats 
- 101.19.1128 - 

 
Beschluss 

 
„Der Magistrat wird gebeten, das vom Sozialen Friedensdienst in den 
Obdachlosenunterkünften in Rothenditmold erprobte Angebot der 
niedrigschwelligen sozialen Beratung in einer Sitzung des Ausschusses für Soziales, 
Integration und Digitalisierung gemeinsam mit dem Träger vorzustellen.“ 
 
Frau Strelczuk, Sozialer Friedensdienst Kassel, berichtet über die Aufgaben, 
Projekte, aufsuchende Arbeit, Ursachen der Wohnungslosigkeit und Ziele und 
beantwortet die sich anschließenden Fragen der Ausschussmitglieder. Der Bericht 
wird der Niederschrift als Anlage beigefügt. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
3. Berichtsantrag Sozialwirtschaft integriert 

Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 24. Juni 2024 
Bericht des Magistrats 
- 101.19.1148 - 

 
Beschluss 

 
Wir bitten den Magistrat einmal im Jahr in den Sitzungen des Ausschusses für 
Soziales, Integration und Digitalisierung über das Projekt „Sozialwirtschaft 
integriert“ unter besonderer Berücksichtigung folgender Fragestellungen:  
 
1. Wie viele Frauen konnten bisher durch das Projekt in Arbeit und Ausbildung 
integriert werden?  
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4 von 5 2. Gibt es neue Erkenntnisse aus der wissenschaftlichen Begleitung des 
Projektes, die durch die Universität Kassel erfolgt? 
 
zu berichten. 

 
Stadtrat Dr. Wett und Herr Müller, Sozialamt, berichten über die in Arbeit und 
Ausbildung integrierten Frauen und über die neuen Erkenntnisse und beantworten 
die Fragen der Ausschussmitglieder. Der Bericht wird der Niederschrift als Anlage 
beigefügt. 
 
Der Bericht des Magistrats wird zur Kenntnis genommen. 
 
 

4. Einführung einer sog. Bezahlkarte (Asylbewerberleistungsgesetz -
AsylbLG-) 
Bürgereingabe nach § 20a der GO der Stadtverordnetenversammlung 
- 101.19.1112 - 

 

Antrag 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

1. Die Einführung einer sogenannten Bezahlkarte für Leistungsberechtigte 
nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) mit Wohnsitz in der 
Stadt Kassel wird abgelehnt. 

2. Von der Entscheidung zu Nr. 1 dieses Beschlusses werden umgehend 
unterrichtet: 

a) die Hessische Landesregierung, 
b) der Hessische Städtetag. 

 
Herr Aleschewsky, Eingabesteller, begründet die Bürgereingabe. 
 

Der Ausschuss für Soziales, Integration und Digitalisierung fasst bei 
Zustimmung: DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, SPD, CDU, FDP, AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 

Die Bürgereingabe betr. Einführung einer sog. Bezahlkarte 
(Asylbewerberleistungsgesetz -AsylbLG-), 101.19.1112, wird abgelehnt. 
 
 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Fürsch 
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Projekten die eine Neuanschaffung von Sitzgelegenheiten im öffentlichen 
Raum beinhalten. 
Antrag der SPD-Fraktion 
- 101.19.1176 - 

 

Antrag 
 
 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Am 19.12.2023 hat die Stadtverordnetenversammlung einstimmig das Erstellen 
eines Konzeptes für senioren-, behinderten- und bedarfsgerechte Bänke in 
Kassel beschlossen. Bis dieses Konzept vorliegt, fordern wir den Magistrat auf, 
bei allen künftigen Projekten, die eine Neuanschaffung bzw. Ersatzbeschaffung 
von Sitzgelegenheiten im öffentlichen Raum beinhalten, künftig die 
Anforderungen des Seniorenbeirates und des Behindertenbeirates in den 
Gremien und der Verwaltung besonders zu berücksichtigen. Sollte den 
Anforderungen nicht gefolgt werden, sind den Beiräten schriftliche 
Begründungen über die Gründe vorzulegen. 

 
 

Der Ausschuss für Soziales, Integration und Digitalisierung fasst bei 
Zustimmung: SPD, DIE LINKE 
Ablehnung: B90/Grüne, CDU, FDP, AfD 
Enthaltung: -- 
den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 
fassen: 
 

Der Antrag der SPD-Fraktion betr. Beteiligungsformate für den Seniorenbeirat und 
den Behindertenbeirat bei Projekten die eine Neuanschaffung von 
Sitzgelegenheiten im öffentlichen Raum beinhalten., 101.19.1176, wird abgelehnt. 
 
 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Düsterdieck 
 
 

6. Umsetzung Wohnraumversorgungskonzept 
Gemeinsame Anfrage der Fraktionen B90/Grüne, CDU und FDP 
- 101.19.1197 - 

 

Abgesetzt 
 
Ende der Sitzung: 19:11 Uhr 
 
 
 
Norbert Sprafke Feyza Tanyeri 
Vorsitzender Schriftführerin 
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in Wohnungslosenunterkünften Kassels

1

Yasmin Strelczuk

Aufsuchende Psychosoziale Beratung 



Sozialer Friedensdienst Kassel e.V.
Aufsuchende PSB

• Setzt sich seit 40 Jahren für Frieden & Gerechtigkeit ein

• Freiwilligendienste, Sozialprojekte, Eine Welt Promotorin-Stelle und Träger für 

Antidiskriminierungsnetzwerk Nordhessen an 3 Standorten

2

Marienhof - Rothenditmold Annastraße – Vorderer Westen KulturBrücke - Oberzwehren



Warum der SFD?

3

Aufsuchende PSB

• Vielfältige Expertise

• Ganzheitlicher Ansatz

• Innovative Lösungen

• Kooperationsnetzwerk & Synergien

• Engagiertes Team

• Soziale Mission

• Neutralität

• Standortnähe



Hintergrund
Aufsuchende PSB

Angaben der Stadt Kassel:

• 2013: 520 Menschen in 332 Unterkünften

• 2023: 1339 Personen in insgesamt 808 sogenannten Obdachlosenhaushalten wohnungslos

Quelle: https://www.hna.de/kassel/zahl-obdachlosen-kassel-innerhalb-zehn-jahren-mehr-als-verdoppelt-92897757.html
4



Ursachen für Wohnungslosigkeit

5

Aufsuchende PSB

Gesellschaftlich Institutionell

Individuell



Unsere Zielgruppe

6

Aufsuchende PSB

• Spezifische Zielgruppe mit spezifischem Bedarf

• Häufig „Drehtürklientel“

• Einheimische & Menschen mit Migrationshintergrund betroffen

• Breite Altersverteilung

• Mehr Männer als Frauen (häufig versteckte Obdachlosigkeit bei Frauen)

• Negative Stereotype



Bedarf des Angebots

7

Aufsuchende PSB

• Psychosoziale Probleme

• Fehlende Unterstützung / Fehlender Zugang

• Besonders niedrigschwellig > direkte Unterstützung vor Ort

• Kontinuierliche Präsenz

• Würde & Respekt

• Partizipation & Mitbestimmung

Notwendigkeit der aufsuchenden Beratung



Das Team

8

Aufsuchende PSB



• Unterstützung nach § 67 SGB XII 

• Flexible & individualisierte Unterstützung für komplexe Problemlagen

• Schnittstellenfunktion

• Verweisberatung - Multidisziplinäre Hilfen

• Intensiver Austausch mit gesetzlichen Betreuenden, ggf. Intervention 

und Mithilfe bei Betreuer*innen-Wechseln

• Zusammenarbeit mit Dolmetscher*innen

• Begleitung zu Erstterminen

• Stärkung der Gemeinschaft durch gemeinsame Ausflüge und Feste

• Annahme basiert in der Regel auf Freiwilligkeit

9

Unser Angebot Aufsuchende PSB



Unsere Ziele

• Unterstützung bei individuellen Schwierigkeiten

• Förderung der Selbstständigkeit

• Verbesserung der Lebenssituation der Betroffenen (Gesundheit, Berufliche Rehabilitation, Sicherstellung von 

Grundbedürfnissen, Finanzielle Stabilisierung, Stärkung der Resilienz)

• Friedlicheres Miteinander in den Unterkünften und mit der Nachbarschaft

• Integration in die Gesellschaft

• Abbau von Vorurteilen 

• Nachhaltige Unterstützung

10

Aufsuchende PSB



Methodisches Vorgehen

• Gesprächstherapie, Krisenintervention durch bspw. motivierende & deeskalierende Gesprächsführung

• Ressourcenorientierung

• Empowerment

• Lösungsorientierte Hilfen

• Wenn möglich: Hilfe zur Selbsthilfe

11

Aufsuchende PSB



• Individuelle & direkte Ansprache bei der Postverteilung

• Informationen für jede*n neue*n Bewohnende*n über 

das Hilfsangebot

• Individuelle Beratungszeit

• Erreichbarkeit unter der Woche gewährleistet

12

Konkrete Vorgehensweise



Kooperationspartner*innen / Verweise

• Enger Austausch & Zusammenarbeit mit der ZFW, Jafka & Housing First

• Regelmäßige Austauschtreffen mit Sozialpsychiatrischem Dienst & der Drogenhilfe

• Ausländer-, Vollstreckungs- und Betreuungsbehörde

• Diverse Ämter wie Jobcenter, Sozialamt, Jugendamt

• Rechtsanwält*innen

• Migrations- sowie Schuldnerberatungsstellen

• Staatsanwaltschaft, Gerichts- und Bewährungshilfe

• Krankenhäusern, stationären psychiatrischen Kliniken, medinetz, Ärzt*innen

• Diverse Vereine u.a. aus der Wohnungslosenhilfe wie Soziale Hilfe Kassel e.V., Bahnhofsmission, Diakonie, 

Heilsarmee, …

… und viele weitere

13

Aufsuchende PSB



Herausforderungen / Unsere Grenzen

14

Aufsuchende PSB

• Lücken im System / fehlendes Ineinandergreifen von Systemen

• Überlastung Gesundheitssystem

• Fehler von Verwaltungen

• Teilweise fehlende Mitarbeit von Gesetzlichen Betreuer*innen

• Doppel- / Mehrfachdiagnosen



Qualitätssicherung

15

Aufsuchende PSB

• Fachlicher Austausch im Team

• Trägerübergreifend fachlicher Austausch

• Austausch in AG und AK

• Supervision

• Fortbildungen, Fachtagungen, …



Perspektiven

16

Aufsuchende PSB

• Möglichkeiten weiterer Förderungen für weitere Angebote die ZG betreffend

• Verstetigung und Erweiterung unserer Arbeit



Warum unsere Arbeit unterstützen?

17

Aufsuchende PSB

Gesellschaftliche 
Faktoren

Wirtschaftliche 
Faktoren

Soziale Faktoren
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Aufsuchende PSB



Aufsuchende PSB

19

Kontakt
Yasmin Strelczuk
Sozialer Friedensdienst Kassel e.V.
Annastraße 11
34119 Kassel
Tel.: 0176 5888 5408
E-Mail: strelczuk@sfd-kassel.de

Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit



Magistrat der Stadt Kassel
Dezernat für Bürgerangelegenheiten,
Soziales, Digitalisierung und Tourismus

Antrag der SPD-Fraktion vom 28.05.2024

Vorlage Nr. 101.19.1148

Berichtsantrag Sozialwirtschaft integriert

Kassel, 9. Juli 2024

Wir bitten den Magistrat einmal im Jahr in den Sitzungen des Ausschusses für Soziales,

lntegration und Digitalisierung über das Projekt „Sozialwirtschaft integrierr unter besonderer
Berücksichtigung folgender Fragestellung:

1. Wie viele Frauen konnten bisher durch das Projekt in Arbeit und Ausbildung

integriert werden?

2. Gibt es neue Erkenntnisse aus der wissenschaftlichen Begleitung des Projektes, die

durch die Universität Kassel erfolgt?

zu berichten.

Antwort:

Das Projekt „Sozialwirtschaft integriert" unterstützt alle Bürgerinnen mit
Migrationshintergrund in Kassel dabei, eine Anstellung in der Sozialwirtschaft zu finden.

Hierbei wird ein individueller Ausbildungsplan für jede Teilnehmerin erstellt, welcher alle

möglichen Hürden des Berufseinstiegs analysiert und geeignete Unterstützungsmaßnahmen

anbietet.

Die Unterstützung umfasst dabei das Nachholen des Hauptschulabschlusses, die Erweiterung

und Festigung von Sprachkenntnissen, die Kinderbetreuung sowie die Begleitung von

Teilnehmerinnen bei den zahlreichen persönlichen Herausforderungen aus ihrem jeweiligen

Lebensumfeld.

Seit dem letzten Berichtszeitraum wurde das Projekt unverändert weitergeführt. Die Anzahl

der interessierten Teilnehmerinnen hat sich in der Post-Corona-Phase wieder erholt und

entspricht damit erneut den Werten der Pre-Corona-Phase. Die Kommunale Arbeitsförderung

betreibt die Maßnahme mit zwei sozialpädagogischen Fachkräften, welche die

Teilnehmerinnen begleiten und zwischen Coachinnen, Sprachkursträgern und

Ausbildungsorten vermitteln.

Die Finanzierung des Projektes ist durch Fördermittel des Ministeriums für Arbeit,Integration,

Jugend und Soziales Hessen bis zum 31. Dezember 2025 sichergestellt. Ab 2026 ist eine

Verstetigung des Projektes geplant.



1. Wie viele Frauen konnten bisher durch das Projekt in Arbeit und Ausbildung

integriert werden?

Bis zum Stichtag, dem 16. April 2024, wurden insgesamt 323 Frauen im Rahmen des

Projektes „Sozialwirtschaft integriert" betreut. Aktuell befinden sich noch 98
Teilnehmerinnen im Projekt.

Von den 225 Teilnehmerinnen, die nicht mehr im Projekt betreut werden, konnten 74

Frauen in den Arbeitsmarkt integriert werden. Vorrangig wurden Sie in die Berufe

Altenpflegerin (25,7%) und Alltagsbegleiterin (20,3%) vermittelt.
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2. Gibt es neue Erkenntnisse aus der wissenschaftlichen Begleitung des Projektes, die

durch die Universität Kassel erfolgt?

Die erste Phase der Evaluation des Projektes durch die Universität Kassel wurde im

April 2023 abgeschlossen und im Mai 2023 der Öffentlichkeit präsentiert. Die dort

vorgestellten Ergebnisse decken sich mit den aktuellen Erfolgsquoten.

So wurde nachgewiesen, dass eine individuelle Betreuung sowie die Sprachförderung

weiterhin Schlüsselelemente bei der Arbeitsmarktintegration von Migrantinnen

bleiben. Zudem wurde deutlich, dass das Gefühl von Zugehörigkeit und Akzeptanz

wesentlich zum Gelingen der Projektteilnahme beitrug.

Detaillierte Analysen finden sich in der veröffentlichten wissenschaftlichen

Begleitstudie „Neue Chancen in der Sozialwirtschaft - Qualifizierungsperspektive für
Migrantinnen” unter folgendem Link:



https://kobra.uni-kassel.de/123456789/14683

Seit August 2023 wird an der Folgestudie gearbeitet, um weitere Ergebnisse

herauszuarbeiten. Dabei geht es um eine Aktualisierung der statistischen Auswertung,

aber auch um die Betrachtung der Situation der Frauen und ihres Lebensweges nach

dem Ausscheiden aus dem Projekt. Aktuell werden im Rahmen der Evaluation neue

Interviews mit Teilnehmerinnen qualitativ ausgewertet. Parallel dazu werden die

Monitoring-Daten statistisch ausgewertet. Die Ergebnisse werden voraussichtlich

Ende 2024 der Öffentlichkeit präsentiert.

Dr. Norbert Wett

Stadtrat



Magistrat der Stadt Kassel Kassel, 5. Juli 2024
Dezernat für Bürgerangelegenheiten,
Soziales, Digitalisierung und Tourismus z: •

8. jULi

Bürgereingabe nach § 20a der GO der Stadtverordnetenversammlung

Vorlage Nr. 101.19.1112

Einführung einer sog. Bezahlkarte (Asylbewerberleistungsgesetz -AsylbLG-)

Stellungnahme zu Einführung einer sog. Bezahlkarte (Asylbewerberleistungsgesetz -
AsylbLG-)

Die Ministerpräsidentenkonferenz hat im November des vergangenen Jahres beschlossen, dass
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) künftig mit einer Bezahlkarte
abgewickelt werden sollen, um Barauszahlungen an Personen im AsylbLG-Bezug
einzuschränken und den Verwaltungsaufwand bei dem Kommunen zu minimieren. Diese
Bezahlkarte soll auch in Hessen laut dem Koalitionsvertrag zwischen CDU und SPD eingeführt
werden.

Zurzeit wird die Einführung der Bezahlkarte in Hessen in Abstimmung mit verschiedenen
Akteuren landesseitig vorbereitet; das Vergabeverfahren ist noch nicht abgeschlossen.
Gerechnet wird damit spätestens Ende Juli 2024. Erst im Anschluss können mit dem Anbieter
Details zur Einführung, den technischen Voraussetzungen und Möglichkeiten etc. geklärt
werden. Konkrete Details zu den im Vergabeverfahren aufgestellten Anforderungen sind nicht
bekannt.

Die Stadtverordnetenversammlung einer Kommune hat dabei keinen Einfluss darauf, ob die
Bezahlkarte in einer Kommune eingeführt wird oder nicht: Mit dem am 16. Mai 2024 in Kraft
getretenen Art. 15 des Gesetzes zur Anpassung von Datenübermittlungsvorschriften im
Ausländer- und Sozialrecht (DÜV-AnpassG) ist die Durchführung des AsylbLG in Hessen den
kreisfreien Städten und den Landkreisen zur Erfüllung nach Weisung übertragen worden,
wobei der Gemeindevorstand bzw. der Magistrat als Verwaltungsbehörde das AsylbLG
ausführt. Die Entscheidung ist der Beschlussfähigkeit der Stavo damit entzogen worden.

Hintergrund:
Seitens des Landes besteht der Wunsch, dass die Bezahlkarte von allen kommunalen Trägern
genutzt wird, um keinen weiteren „Flickenteppich" bei der Gewährung von Leistungen an
Geflüchtete zu schaffen. Aus Sicht der kommunalen Vertreter ist es zwar grundsätzlich
wünschenswert, bei der Auszahlung der Leistungen an in Gemeinschaftsunterkünften lebende
Geflüchtete einheitlich vorzugehen, allerdings zeichnet sich ab, dass zumindest bei Einführung
zunächst nur die neu zugewiesenen Personen die Leistungen mittels Bezahlkarte erhalten.

Bezogen auf die Situation in den Unterkünften der Stadt Kassel ist aufgrund des extrem hohen
Anteils von etwa 84 % bereits anerkannter untergebrachter Geflüchteter, welche bereits im



Leistungsbezug nach dem SBG II/SGB XII stehen oder über eigenes Einkommen verfügen, ein
einheitliches Vorgehen jedoch ohnehin nicht möglich. Eine Nutzung der Bezahlkarte bei extern
untergebrachten Geflüchteten sowie bei Leistungsbeziehenden, die über eigene Einkünfte
verfügen, ist auch aus Sicht des Landes nicht sinnvoll.

In der Stadt Kassel leben zum jetzigen Zeitpunkt 193 Personen, die im Leistungsbezug des
AsylbLG stehen, in Gemeinschaftsunterkünften. Grundsätzlich verfügen alle Personen bereits
über Bankkonten. Davon beziehen bereits 125 Personen die sog. analogen Leistungen nach
§ 2 AsylbLG und halten sich somit seit mehr als 24 Monaten in Deutschland auf. Meines
Erachtens sollte daher perspektivisch von einer Umstellung der Zahlungen auf Bezahlkarten
bei bereits zugewiesenen Personen verzichtet werden. Nach Einführung sollte zunächst die von
der Erstaufnahmeeinrichtung ausgestellte Bezahlkarte bei Zuweisung weitergenutzt werden.

Dr. Norbert Wett
Stadtrat
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